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Entwicklung von Gemeinden nicht erdrosseln

Behördenwillkür schadet dem Naturschutz

Stuttgart.  Mit zusätzlichen Vogelschutzgebieten darf die Entwicklung von Gemeinden nicht erdrosselt werden. Das verlangt der Gemeindetag von der Landesregierung, die derzeit die Meldung neuer Schutzgebiete nach Brüssel vorbereitet. „Die Landesanstalt für Umweltschutz muss die Daten offen legen, nach denen entschieden werden soll. Das muss nachprüfbar sein,“ verlangte Hauptgeschäftsführer Professor Dr. Christian O. Steger.

Wenn nicht mit offenen Karten gespielt werde, so Steger, grenze die Gebietsausweisung an Behördenwillkür. Damit schade man letztlich dem Naturschutz. In einigen Gemeinden reichen die für den Vogelschutz vorgesehenen Zonen bis in die Ortslage hinein. Im Bereich der Voralb seien teilweise über die Hälfte der Gemarkungsfläche neu unter Schutz gestellt werden. Im Bereich Donau-Heuberg sollen in einigen Gemeinden über 90 Prozent ihrer Fläche für den Vogelschutz reserviert werden. Hinzu kommt, dass in vielen dieser Gemeinden bereits Naturschutz- und Wasserschutzgebiete ausgewiesen sind, die nur eine eingeschränkte Nutzung zulassen.

„Betroffen sind oft Gemeinden, die seit Jahrzehnten viel für den Naturschutz getan haben. Sie werden jetzt dafür bestraft, indem ihnen jede Entwicklungsmöglichkeit genommen wird,“ sagte Steger. „So schadet der Naturschutz nicht nur den Gemeinden und ihren Bürgern, sondern auch seinen eigenen Interessen.“

Der Gemeindetag verlangt, dass die Daten der Landesanstalt für Umweltschutz in einem fairen, transparenten Verfahren überprüft werden können. Von einer Meldung als EU-Vogelschutzgebiet müssten nicht nur rechtskräftige Bebauungspläne, sondern auch in Flächennutzungsplänen als bebaubar ausgewiesene Gebiete ausgenommen werden. Diese seien nach bewährten Verfahren bereits auf Umweltverträglichkeit geprüft. „Dass jetzt aufgrund geheimer, ungeprüfter Daten noch draufgesattelt wird, können die Gemeinden nicht akzeptieren,“ sagte Steger.
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